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Regelung der Amtsenthebung in anderen Ländern 
 

USA  
Eine Anklage wegen Amtsvergehen (englisch impeachment) ist ein in der Verfassung der 
Vereinigten Staaten (Artikel I, Abschnitt 3) vorgesehenes Verfahren zur Amtsenthebung des 
Präsidenten sowie anderer Amtsträger, zum Beispiel der Richter des Supreme Court, wenn diese 
„des Landesverrats, der Bestechung oder anderer schwerer Verbrechen und Vergehen für 
schuldig befunden worden sind“. Es ist sowohl auf Bundes- als auch auf Staatenebene möglich, 
jedoch gelten hier verschiedene Standards. Diese „anderen schweren Verbrechen und 
Vergehen“ (other high crimes and misdemeanors) sind nicht eindeutig definiert und somit 
geeignet, der Opposition als willkommene Hilfsmittel für politische Attacken gegen den 
Präsidenten zu dienen. Laut dem 25. Zusatzartikel und dem 1. Abschnitt des 2. Artikels der 
Verfassung der Vereinigten Staaten wird das Amt des Präsidenten im Falle einer 
Amtsenthebung, Rücktritt des Präsidenten, seines Todes oder der Amtsunfähigkeit auf den 
Vizepräsidenten übertragen. Falls sowohl der Präsident als auch der Vizepräsident unfähig sind, 
das Amt des Präsidenten der USA zu besetzen, bestimmt der Kongress, welcher Beamte das Amt 
des Präsidenten übernimmt, bis wahlweise der Präsident oder der Vizepräsident das Amt wieder 
übernehmen kann oder ein neuer Präsident gewählt wurde.  
 
Das Repräsentantenhaus trifft mit einfacher Mehrheit die Entscheidung über die Einleitung des 
Verfahrens. Daraufhin finden im Senat Anhörungen statt. Wird in diesem Verfahren der 
Präsident angeklagt, führt der oberste Richter den Vorsitz. In anderen Fällen gibt es keine 
Vorgabe in der Verfassung, so dass der Vizepräsident regulär in seiner Funktion als Präsident des 
Senats das Verfahren leiten kann. Für den Fall eines Verfahrens gegen den Vizepräsidenten gibt 
es keine explizite Vorschrift in der Verfassung. Ob der Vizepräsident einem 
Amtsenthebungsverfahren gegen sich selbst vorsitzen kann, ist umstritten. Bisher gibt es keinen 
Präzedenzfall. Jede Seite hat im Verfahren das Recht, Zeugen zu vernehmen und Kreuzverhöre 
durchzuführen. Danach finden geheime Unterredungen statt. Für einen Schuldspruch ist eine 
Zwei-Drittel-Mehrheit des Senates erforderlich. Die angeklagte Person kann danach entweder 
ihres Amtes enthoben werden oder es wird ihr die Bekleidung eines öffentlichen Amts 
untersagt. Es ist also ein zweistufiges Verfahren, bei dem zunächst über die Frage der Schuld 
und dann über die tatsächliche Amtsenthebung entschieden wird. Eine von Repräsentantenhaus 
und Senat ordnungsgemäss beschlossene Amtsenthebung ist gemäss höchstrichterlicher 
Rechtsprechung juristisch nicht anfechtbar (vgl. Nixon v. United States).  
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Deutschland 
In Deutschland kann nach Art. 61 des Grundgesetzes eine Präsidentenanklage gegen den 
Bundespräsidenten beim Bundesverfassungsgericht „wegen vorsätzlicher Verletzung des 
Grundgesetzes oder eines anderen Bundesgesetzes“ erhoben werden. Zur Klage berechtigt sind 
ausschliesslich Bundestag oder Bundesrat, die Entscheidung hierzu muss jeweils mit einer 
Zweidrittelmehrheit erfolgen. Stellt das Bundesverfassungsgericht eine solche 
Gesetzesverletzung fest, kann es den Bundespräsidenten des Amtes für verlustig erklären. Durch 
einstweilige Anordnung kann es zudem nach der Erhebung der Anklage bestimmen, dass er an 
der Ausübung seines Amtes verhindert ist. Bislang ist es in der Geschichte der Bundesrepublik 
noch nie zu einer Präsidentenanklage gekommen. Gegen den Bundeskanzler an sich gibt es kein 
spezielles Amtsenthebungsverfahren. Der Bundestag kann ihm allerdings das Misstrauen 
aussprechen, was zur Folge hat, dass die gesamte Bundesregierung zurücktritt. Da ihre 
Mitglieder meistens gleichzeitig auch Abgeordnete sind, würden sie zwar keine ministeriellen 
Pflichten mehr haben, allerdings weiterhin im Bundestag sitzen.  
 

Österreich 
Das österreichische Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) sieht in Art. 60 Abs. 6 vor, dass der 
Bundespräsident durch Volksabstimmung abgesetzt werden kann. Die Volksabstimmung ist 
durchzuführen, wenn die Bundesversammlung es verlangt. Die Bundesversammlung ist zu 
diesem Zweck vom Bundeskanzler einzuberufen, wenn der Nationalrat einen solchen Antrag 
beschlossen hat. Zum Beschluss des Nationalrates ist die Anwesenheit von mindestens der 
Hälfte der Mitglieder und eine Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen 
erforderlich. Durch einen derartigen Beschluss des Nationalrates ist der Bundespräsident an der 
ferneren Ausübung seines Amtes verhindert. Die Ablehnung der Absetzung durch die 
Volksabstimmung gilt als neue Wahl des Bundespräsidenten und hat die Auflösung und Neuwahl 
des Nationalrates zur Folge. Auch in diesem Fall darf die gesamte Funktionsperiode des 
Bundespräsidenten nicht mehr als zwölf Jahre dauern.  
 
Gegen den Bundespräsidenten und die anderen höchsten Verwaltungsorgane, wie 
Bundeskanzler, Bundesminister, Landeshauptmann und Landesrat kann gemäss Art. 142 B-VG 
vor dem Verfassungsgerichtshof als Staatsgerichtshof die sogenannte Ministeranklage erhoben 
werden. Das verurteilende Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes hat auf Verlust des Amtes, 
unter besonders erschwerenden Umständen auch auf zeitlichen Verlust der politischen Rechte 
(wie das passive Wahlrecht), zu lauten; bei geringfügigen Rechtsverletzungen kann sich der 
Verfassungsgerichtshof auf die Feststellung beschränken, dass eine Rechtsverletzung vorliegt. 
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Grossbritannien 
Auch in Grossbritannien gibt es Amtsenthebungsverfahren: Es ist eine auf Antrag des englischen 
Unterhauses vor dem Oberhaus verhandelte Anklage gegen hohe Staatsbeamte wegen 
schwerer Pflichtverletzungen, z.B. wegen Hochverrats. Die Möglichkeit besteht seit dem 
14. Jahrhundert. 1376 klagte das Unterhaus erstmals hohe Beamte an.  
 

Litauen 
Hinsichtlich der eröffneten Amtsenthebungsverfahren gehört Litauen zu den Rekordmeister-
Ländern. 2004 wurde ein Amtsenthebungsverfahren gegen den Staatspräsidenten Rolandas 
Paksas eingeleitet. Er wurde als erster europäischer Staatschef der neueren Zeit auf diesem Weg 
des Amtes enthoben.  
 
Seit 1990 wurden Amtsenthebungsverfahren gegen acht Parlamentarier (Stand 2018) 
eingeleitet. Drei Deputaten wurden auf diesem Weg des Amtes enthoben (1999 Audrius 
Butkevičius, 2010 Linas Karalius und Juni 2014 die Parlamentarierin Neringa Venckienė).  
 
Trotz des Amtsenthebungsverfahrens 2010 blieb Parlamentarier Aleksandr Sacharuk im Amt. 
Das Amtsenthebungsverfahren 2016 wurde gegen den ehemaligen Parlament-Vizepräsidenten 
Vytautas Gapšys eingeleitet, da dieser wegen betrügerischer Buchführung verurteilt wurde. Das 
Verfassungsgericht Litauens bewertete jedoch die Handlungen von Gapšys bis zum Amtseid 
eines Seimas-Mitglieds nicht, die Amtsenthebung stagnierte, und der Parlamentarier trat selbst 
später zurück. 2017 wurde gegen die Parlamentarier Mindaugas Bastys und Kęstutis Pūkas ein 
Amtsenthebungsverfahren eingeleitet. Pūkas gab sein Mandat zurück und ist bisher das einzige 
Seimas-Mitglied, gegen das das Verfahren deswegen aufgehoben wurde. 
 

Brasilien 
Die Brasilianische Verfassung von 1988 regelt in den Artikeln 51, 52 und 85 die Zuständigkeiten 
der Abgeordnetenkammer und des Senats. Der Mechanismus einer Amtsenthebung erfolgt in 
fünf Schritten. Seit Bestehen der Republik wurden insgesamt 10 Amtsenthebungsverfahren 
gegen Staatspräsidenten angestrengt oder versucht, lediglich zwei Verfahren wurden vollständig 
und erfolgreich abgewickelt: Dilma Rousseff (2015/16, erfolgreich) und Michel Temer (2016, 
Versuch erfolglos).  
 
 
Quelle: Wikipedia 
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